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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen
Mietwesen

Geméss der Ende Mérz 2020 préasentierten Abstimmungsnachbefragung zur
Volksinitiative «Mehr bezahlbare Wohnungen>» hatte die Stimmbevdlkerung das
Volksanliegen mehrheitlich abgelehnt, weil es regionalen Gegebenheiten zu wenig
Berucksichtigung schenke. Die Volksinitiative des Schweizerischen Mieterinnen- und
Mieterverbandes und weiteren, verblindeten Organisationen héatte verlangt, dass der
Bund in Zusammenarbeit mit den Kantonen dafir zu sorgen hatte, dass
gesamtschweizerisch 10 Prozent der neu gebauten Wohnungen im Besitz von
gemeinnutzigen Wohnbautragern sind.

Die eigentliche Kernforderung der Initiative nach mehr bezahlbarem Wohnraum war
unter den Studienteilnehmenden wenig bestritten: Beinahe 7 von 10 Respondentinnen
und Respondenten - darunter auch die Halfte der Nein-Stimmenden - vertraten die
Ansicht, dass das Angebot an glinstigem Wohnraum erhéht werden musse. 61 Prozent
der Stimmenden beflirwortete auch eine starkere Foérderung des gemeinnutzigen
Wohnungsbaus durch den Bund und 72 Prozent stimmten dem Ja-Argument zu, dass
Spekulation auf dem Immobilienmarkt unterbunden werden musse. Auf der anderen
Seite unterstitzten 88 Prozent aller Stimmenden das Contra-Argument, dass das
Volksanliegen zu wenig Ricksicht auf regionale Gegebenheiten der Wohnungsmarkte
nehme. Bei der Stimmbevdlkerung weniger gut verfing dagegen das Argument, dass sich
die Situation auf dem Mietwohnungsmarkt in den letzten Jahren entspannt habe.
Insgesamt lediglich 35 Prozent der Studienteilnehmenden bekréftigten dieses
Argument, darunter 55 Prozent Nein- und 8 Prozent Ja-Stimmende. Im Vorfeld der
Abstimmung war die Situation auf dem Wohnungsmarkt unter Ruackgriff auf diverse
Studien und Statistiken heftig umstritten gewesen. Bedeutender flr ein Nein war ferner
das Argument, dass der Staat moglichst wenig in den Markt eingreifen soll.

Unter den soziodemographischen Merkmalen zeigte sich die Wohnsituation als
entscheidender Faktor fur den Stimmentscheid. Wahrend lediglich ein Drittel der
Eigentimerinnen und Eigentlimer der Volksinitiative zugestimmt hatte, belief sich der
entsprechende Anteil unter der Mieterschaft auf 60 Prozent. Ausschlaggebend flr den
Stimmentscheid waren nicht zuletzt auch politische Faktoren wie die Links-Rechts-
Selbsteinstufung und die Parteisympathie, wobei die Stimmenden in jedem Fall
mehrheitlich im Sinne ihrer Partei gestimmt hatten. Am geringsten war der Ja-Anteil
unter Sympathisantinnen und Sympathisanten der FDP (15%), am hoéchsten derjenige
innerhalb der SP-Anhangerschaft (76%).

Bodenrecht

Zuhanden der Abstimmung hatten unter den Parteien FDP und LP, aber auch AP und
EDU (nicht jedoch die SD) und - etwas Uberraschend - der LdU die Nein-Parole
ausgegeben. Der negative Beschluss des LdU wurde freilich von dessen Jungpartei
sowie von vier kantonalen Parteigruppen nicht mitgetragen. Auch bei den Ubrigen
Parteien standen den Parolen der gesamtschweizerischen Parteifihrungen auf
kantonaler Ebene zahlreiche Abweichungen gegenlber. In sich gespalten waren
besonders die burgerlichen Parteien, wahrend sich innerhalb von SP und Grlinen keine
Opposition erhoben hatte. Unter den Verbédnden wurde das neue béauerliche
Bodenrecht neben dem Schweizerischen Bauernverband namentlich von den
Gewerkschaften sowie dem Mieterverband unterstitzt. Die Verbande der Arbeitgeber
sowie von Industrie und Gewerbe und der Schweizerische Hauseigentimerverband
lehnten es ab.

Neues bauerliches Bodenrecht (Referendum)
Volksabstimmung vom 27. September 1992
Stimmbeteiligung: 45,7 %

Ja-Stimmen: 1'975'408 (53,6%)
Nein-Stimmen: 917'091(46,4%)

Parolen:
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Ja: CVP (9), SP, SVP (7), GP, SD (1 *), EVP; SBV, VKMB, ,SGB, CNG, Mieterverband, WWF,
Heimatschutz

Nein: FDP (5), LP, AP, LdU (4), EDU; Vorort, SGV, Hauseigentimerverband

* Anzahl abweichender Empfehlungen der Kantonalparteien

Die Abstimmung vom 27. September erbrachte bei einer Stimmbeteiligung von 45,7
Prozent eine Ja-Mehrheit von 53,55 Prozent. Abgelehnt wurde die Vorlage von den
Kantonen Schwyz, Obwalden, Zug, Appenzell Innerrhoden, Graublnden, Aargau, Waadt,
Wallis und Jura. Erstaunlicherweise lief also der Bruch zwischen Beflrwortern und
Gegnern nicht entlang der Sprachgrenze, wie es aufgrund der Trager des Referendums
zu erwarten gewesen ware, sondern manifestierte sich vorwiegend zwischen
konservativen, agrarisch gepragten Land- und Bergkantonen, insbesondere der
Innerschweiz, und dem Rest des Landes. Gemaéss der Vox-Analyse waren denn auch
nicht sprachkulturelle Verschiedenheiten ausschlaggebend, sondern die Tatsache, dass
es den Behodrden gelungen war, politisch ungebundene Stimmberechtigte fur ihre
Sache zu mobilisieren. Dabei spielten bei der Entscheidungsfindung vorwiegend
subjektiv-emotionale Beweggriinde eine Rolle, da nur wenige der Stimmenden eine
detaillierte Kenntnis der Vorlage besassen. Die Entscheidung fiel somit bei den
Beflrwortern aus Solidaritat zur Bauernschaft und gegen eine beflirchtete Spekulation
beim landwirtschaftlichen Grundbesitz, wahrend sich die Gegner gegen zusatzliche
staatliche Marktregulierungen verwahrten. ?

1) Bernhard und Scaperrotta (2020). VOTO-Studie zur Volksabstimmung vom 9.2.20
2) BBI, 1992, VI, S. 441 ff.; Presse vom 28.9.92; Vox, Analyse der eidg. Abstimmungen vorn 27.9.1992, Bern 1993, S. 36 ff.
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